
78

26

69

84

18

77

28
7

114

81

HsNr 20

94

97/1

27

6

A
n der G

eorgshöhe

3/59

3/58

86

14

72

93/1

112

17
HsNr 21

HsNr 13

HsN
r 1

5

HsNr 36

HsNr 9

HsNr 5

Tannenweg

Eibenweg

99

23

3/51

4

108

2

115
116

95

82/2

117

3

Am Drehber

49

50

51

52

53

56

57/2

58/1

58/2

59

66

68

70

73

74

76

46

47

79

80
82

83
85

113

87

88

89

96/1

98

100

101

102

103

104

109

110

111

3/57

9

3/21

3/29

3/30

3/33

3/34
3/35

3/40

3/41
3/42

3/43

3/44

3/45

3/46

3/47

3/52

3/53

3/54

3/55

3/56

42

43/1

52/3

40/140/2

90/6

125/44

65/1

71/2

72

73/1

89/6

8

1
10

7

20

1712

13

14

15

16
18

9

2

Fuldaer Straße

Wilhelm-Leitschuh-Straße

Sportplatz

Sportplatz

2

20

4

6

32

12

16

HsNr 10

HsN
r 2

2
HsNr 25

H
sN

r 8

22

24

10

42

HsNr 19

HsNr 22

1

Georgshöhe

küppel
Am Galgen-

Am Tennisplatz

Tennisplatz

Flur 15

U
lm

enw
eg

54

55

48

Flur 5

Fuldaer Straße

Flur 14

30

39/18

39/19

39/20

1c

HsNr 1d

3

11

105

34

71

75

19

38

106

9

43

40

107

7

L 3174

Rechtsgrundlagen  
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748),  
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548), 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509), 
Hess. Bauordnung (HBO) vom 15.01.2011 (GVBI. I S. 46, 180), zuletzt geändert durch Artikel 40 des 
Gesetzes vom 13.12.2012 (GVBl. S. 622). 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung  
 

Gemeinde Hofbieber, Ortsteil Hofbieber

Bearbeitet: Späth

CAD: Roeßing

1 : 1.000

Bebauungsplan Nr. 33 "Georgshöhe"

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB

Entwurf

10.08.2015

15.09.2015

23.10.2015

VORABZUG 

Übersichtskarte (Maßstab 1 : 25.000) 

Verfahrensvermerke im Verfahren nach § 13a BauGB:  
 
Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Gemeindevertretung 

gefasst am 

 

___.___.______ 

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntge-

macht am 

 

___.___.______ 

  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich bekanntgemacht 

am  

 

___.___.______ 

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  

bis einschließlich  

___.___.______ 

___.___.______ 

  

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 

BauGB und § 81 HBO erfolgte durch die Gemeindevertretung am  

 

___.___.______ 

  

Die Bekanntmachungen erfolgten im _________________________________.  

  

Ausfertigungsvermerk:   

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu ergangenen 

Beschlüssen der Gemeindevertretung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirk-

samkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.  

 

 

 

  

Hofbieber, den ___.___.______  

  

  

___________  

Bürgermeister  

  

Rechtskraftvermerk:   

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in 

Kraft getreten am:  

 

___.___.______ 

  

Hofbieber, den ___.___.______   

  

  

___________  

Bürgermeister  
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2 Textliche Festsetzungen  
 
2.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO gilt für das Allgemeine Wohngebiet:  

Die Ausnahmen des § 4 Abs. 3 BauNVO werden nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. 
 
2.2 Gemäß § 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO: 
 
2.2.1  Garagen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche unzulässig.   
 
2.2.2  Carports und Pkw-Stellplätze sowie Nebenanlagen im Sinne § 14 BauNVO sind innerhalb und au-

ßerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.  
 
2.3 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB:  

Für das Allgemeine Wohngebiet mit der lfd. Nr. 1 gilt: Bei Einzelhäusern ist je Wohngebäude max. 
eine Wohnung zulässig. Bei Doppelhäusern ist je Haushälfte max. eine Wohnung zulässig. 
Für das Allgemeine Wohngebiet mit der lfd. Nr. 2 gilt: In Wohngebäuden ist je angefangene 115 m² 
Grundstücksfläche maximal eine Wohnung zulässig. 
 

2.4 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB:  
PKW-Stellplätze, Garagenzufahrten, Hofflächen sowie Rad- und Gehwege auf den privaten Grund-
stücken sind in wasserdurchlässiger Weise zu befestigen. 

 
 
 
 
3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
 
3.1  Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs.1 HBO gilt für die Gestaltung der Dächer: 

Im WA 1 sind ausschließlich Satteldächer mit einer Neigung von 10° bis 30° zulässig. Die Dachein-
deckung hat in roten oder dunkeln (schwarz, braun, anthrazit) Farben mit nicht glänzenden Materia-
len zu erfolgen. 
Im WA 2 sind ausschließlich Flachdächer mit einer Neigung von 0° bis < 10° zulässig.  
 

3.2 Gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 81 Abs.1 HBO gilt für die Gestaltung der Einfriedungen: 
Zulässig sind ausschließlich offene Einfriedungen bis zu einer Höhe von 1,0 über dem natürlichen 
Gelände. Ein Mindestbodenabstand von 0,15 m ist einzuhalten.  

 
 
 
 
4 Hinweise   
 
4.1 Die Garagen und Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vorschriften 

der Stellplatzsatzung der Gemeinde Hofbieber in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung geltenden 
Fassung ergänzt.  

 
4.2 Die bauordnungsrechtlichen Gestaltungsvorschriften nach Ziffer 3 werden durch die Vorschriften der 

Baugestaltungssatzung der Gemeinde Hofbieber in der zum Zeitpunkt der Bauantragsstellung gel-
tenden Fassung ergänzt. 

 
4.3 Bei Erarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenverfärbungen 

und Fundgegenstände (Scherben, Steingeräte, Skelettreste) entdeckt werden. Diese sind gemäß 
§ 20 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen (Abt. Archäologische Denk-
malpflege) oder der unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Fund und Fundstellen sind gem. § 
20 Abs. 3 HDSchG in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für 
die Erhaltung des Fundes zu schützen. 

 
4.4 Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 WHG: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 

oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 

4.5 Gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Per-
son, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange 
nicht entgegenstehen. 

 
4.6  Auf die Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes und die auf Grundlage des 

Energieeinsparungsgesetzes erlassene Energieeinsparverordnung sei hingewiesen und angemerkt, 
dass die Nutzung der Solarenergie ausdrücklich zulässig ist. Es gilt die zum Zeitpunkt der Bauan-
tragsstellung gültige Fassung. 
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